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 Kein Vertrauen in Abbas
Palästinensische Flüchtlingen fragen nach Verbleib von Hilfsgeldern. Von Karin Leukefeld

Niemand hilft uns hier in der 
Ibrahim-Straße, was meinen 
Sie wohl, wie es uns geht?!« 

Majed Bekani hebt die leeren Hände 
und weist auf die Trümmerlandschaft, 
die ihn umgibt. Seit die libanesische 
Armee ihm und seinen Nachbarn vor 
zwei Jahren erlaubt hat, in das neue 
Nahr-Al-Bared-Camp zurückzukehren, 
kommt er fast täglich, erzählt der aus 
Akka stammende Palästinenser. Doch 
viel tun kann er nicht. Wie alle palästi-
nensischen Flüchtlinge, die in Nahr Al-
Bared leben, wurde seine Familie 1948 
aus ihrer Heimat vertrieben. Aus dem 
Lager wurde in 60 Jahren eine kleine 
Stadt. 2007 wurde sie bei Kämpfen 
zwischen der libanesischen Armee und 
Islamisten völlig zerstört. 27 000 Men-
schen waren erneut auf der Flucht. Wa-
rum die Häuser in der Ibrahim-Straße 
nicht in den Wiederaufbauplan einbe-
zogen wird, weiß Majed Bekani nicht. 
Er leiht sich Geld für eine neue Bleibe, 
eine andere Möglichkeit hat er nicht.

Jenseits der Straße, abgetrennt durch 
Stacheldrahtrollen, liegt das neue La-
ger. Auch wenn es langsam vorangeht, 
sind die Bautätigkeiten dort nicht zu 
übersehen. Es waren die Flüchtlinge 
selbst, die sich in der Nahr-Al-Bared-
Wiederaufbaukommission (NBRC) zu-
sammenschlossen und durch Befragung 
aller Familien das Ausmaß der Zerstö-
rungen dokumentierten. Die Daten sind 
heute Grundlage für die Rekonstrukti-
on. Vorher jedoch mußten Blindgänger 
entfernt werden, die nach Angaben von 
Experten so dicht lagen, wie in kaum ei-
nem anderen Krisengebiet der Welt. Die 
Trümmer wurden recycelt und für den 
Ausbau des Hafens von Tripoli sowie 
für den Straßenbau wieder genutzt. Das 
weitgehend zerstörte Abwassersystem 
des Camps und der Umgebung wurde 
erneuert. Weil die umliegenden liba-

nesischen Gemeinden mittellos sind, 
haben die UNO und Nichtregierungsor-
ganisationen die Kosten übernommen. 
Das gleiche gilt auch für die Versorgung 
mit frischem Wasser. Ein Gesundheits-
zentrum, eine Schule und ein Kinder-
garten wurden eröffnet, Ausbildungs-
programme für Jugendliche werden an-
geboten, Flüchtlinge und Libanesen aus 
der Umgebung wurden als Tagelöhner 
angeheuert. Der Bericht der UN-Hilfs-
organisation für die palästinensischen 
Flüchtlinge (UNWRA) liest sich wie 
eine Erfolgsgeschichte.

Doch die Arbeiten verzögern sich. 
Mal will die libanesische Antikenbe-
hörde das Gebiet auf historische Schät-
ze untersuchen, mal fehlt es an Geld. 
Die Einwohner des Lagers wundern 

sich. 120 Millionen US-Dollar waren 
auf einer Geberkonferenz 2007 zuge-
sagt worden, außerdem hatten sich die 
Golfstaaten bereiterklärt, die Hälfte der 
432 Millionen US-Dollar für den ge-
samten Wiederaufbau zu zahlen. Doch 
im Oktober 2010 fehle das Geld an 
allen Ecken und Ende, heißt es bei der 
UNRWA in Beirut. Geber hielten ihre 
Zusagen nicht ein, es sei fraglich, ob 
für 2011 die 1,5 Millionen US-Dollar 
aufgebracht werden könnten, die die 
Organisation den 3 400 Familien als 
Zuschuß für Miete in ihren provisori-
schen Unterkünften zahlen kann. Po-
tentielle Geber aus aller Welt touren 
immer wieder durch das Lager, um sich 
den Schaden zu betrachten, doch Geld-
spritzen bleiben aus. Italien habe 2009 

eine Hilfe von sechs Millionen Euro 
zugesagt, erinnert sich Majed Bekani in 
der Ibrahim-Straße, er wisse nicht, ob 
das Geld irgendwo angekommen sei. 

Der Inhaber eines Geschäfts auf 
der Hauptstraße des neuen Nahr-Aal-
Bared-Lagers spricht aus, was viele 
denken: »Wir glauben, jemand stiehlt 
das Geld.« Mißtrauisch äußern sich die 
Lagerbewohner vor allem gegenüber 
der von Mahmud Abbas geführten Pa-
lästinensischen Autonomiebehörde 
und deren PLO-Vertretung in Beirut. 
Einmal sei deren Abgesandter im Lager 
gesehen worden, ansonsten kümmere 
sich niemand um sie. Die Politiker sei-
en »Lügner, keine politischen Führer«, 
sagt der Mann, der bittet, anonym zu 
bleiben. 

Hintergrund

Daytons Armee

Generalleutnant Keith Dayton ist der 
Leiter des US-Sicherheitskoordinati-
onsteams (USSC) für Israel und die 
besetzten palästinensischen Gebiete. 
Der Posten wurde 2005 unter US-
Präsident George W. Bush eingerichtet 
mit dem Auftrag, die Sicherheitskräfte 
der palästinensischen Autonomiebe-
hörde (PNSF) zu reformieren. Das 
USSC bildet und rüstet aus und schult 
im Umgang mit Recht und Gesetz in 
der Westbank. Ziel ist, die palästinensi-
schen Sicherheitskräfte so auszubilden, 
daß eine Anwesenheit israelischer 
Besatzungstruppen nicht mehr »erfor-
derlich« scheint (um die Sicherheit Is-
raels zu gewährleisten). Nach dem Sieg 
der Hamas bei den Wahlen 2006 kon-
zentrierte das USSC sich auf die Aus-
bildung der Präsidentschaftsgarden von 
Mahmud Abbas, die die Grenzen des 
Gazastreifens kontrollierten. Seit 2007 
engagiert sich das USSC ausschließlich 
in der Westbank zugunsten der Auto-
nomiebehörde und von Präsident Mah-
mud Abbas. Ziel ist die Ausbildung von  
4 700 Kämpfern in zehn Bataillonen, 
1,3 Milliarden US-Dollar soll das Pro-
gramm kosten. Teil des Trainings ist ein 
mehrmonatiger Kurs an der interna-
tionalen Polizeischule in Amman (Jor-
danien). Die neuen Sicherheitskräfte – 
von Palästinensern auch als »Daytons 
Armee« bezeichnet – koordinieren 
ihre Maßnahmen mit der israelischen 
Armee in der Westbank, insbeson-
dere gegen die »illegale« Hamas. Bei 
einem Vortrag vor dem Washingtoner 
Institut für Nahostpolitik, einer Israel 
nahestehenden Einrichtung, sagte 
Generalleutnant Dayton, es sei ihm 
gelungen, mit dem Programm einen 
»neuen« palästinensischen Menschen 
zu schaffen. Israelische Kommandeure 
hätten sich so beeindruckt gezeigt von 
dem Vorgehen der neuen Truppe gegen 
Hamas und Islamischer Dschihad, daß 
sie ihn gefragt hätten, wie schnell und 
wie viele dieser »neuen Palästinenser« 
er erzeugen könne. � (kl)

Vertreter von Hamas und 
Fatah wollen sich heute zu 
Gesprächen treffen. Geben 

Sie der Versöhnung eine Chance?
Als PFLP fordern wir beide Seiten seit 
2007 auf, sich wieder zu versöhnen. 
Die palästinensische Einheit ist die ein-
zige Chance, angesichts der Tatsache, 
daß Israel täglich neues Land konfis-
ziert und Tausende neuer Wohnungen 
baut und die Siedlungen ausdehnt. Die 
Palästinenser haben nur eine Option, 
und das ist, vereint vorzugehen. Frag-
lich ist, ob die Amerikaner überhaupt 
wollen, daß Hamas und Fatah sich ei-
nigen. Bisher haben sie immer ihr Veto 
eingelegt. Und Israel lehnt es ab, daß 
die Hamas Mitglied der PLO wird. Wir 
haben also ein innerpalästinensisches 
Problem und die Probleme, die uns 
von außen aufgezwungen werden. Ob 
es gelingt, die Hindernisse zu über-
winden? Besonders im Bereich der 
Sicherheitskräfte ist es schwierig. Die 
Frage ist, wer kontrolliert die PLO-
Sicherheitskräfte – Hamas oder Fatah? 
Derzeit hat das Kommando ein ameri-
kanischer General.

Sie meinen General Dayton?
Genau, General Dayton, der sich in 
der Westbank aufführt wie ein Pfau. Er 

bringt die Soldaten und Polizisten für 
fünf, sechs Monate nach Amman, je-
weils 500 von ihnen, wo sie ausgebildet 
werden. Gehirnwäsche nenne ich das. 
Sie lernen, daß ihr Feind nicht Mossad, 
Shabak oder Shin Bet heißt, sie lernen, 
daß ihr Feind die palästinensischen Or-
ganisationen sind, die mit der offiziel-
len Linie der Autonomiebehörde (PA) 
nicht übereinstimmen. Dann kommen 
sie zurück in die Westbank und greifen 
uns an.

Die PFLP wird von den palästi-
nensischen Sicherheitskräften 
verfolgt?

Ja, wenn auch nicht so heftig wie die 
Hamas, aber wir sind genauso Ziel ih-
rer Angriffe wie andere. Jeder, der nicht 
die Meinung der PA teilt, wird zum 
Ziel. Wir sollen zu Hause bleiben, es-
sen, heiraten, Kinder kriegen und viel-

leicht noch ein kleines Auto kaufen 
irgendwann. Sie wollen uns umdrehen, 
unsere innere Energie, unseren Wi-
derstand, unsere Leidenschaft für den 
Kampf um Freiheit und unsere selbst-
bestimmte Zukunft einfrieren.

Die EU zahlt viel Geld für diese 
Sicherheitskräfte, aber auch für 
andere Projekte der Palästinenser.

Das Geld aus Europa geht an die Palä-
stinensische Autonomiebehörde, nicht 
an die Palästinenser. Damit unterstüt-
zen sie Mahmud Abbas, der die israe-
lische Politik gegen die Palästinenser 
nicht mehr grundsätzlich kritisiert. Aus 
Protest dagegen haben wir auch unsere 
Aktivitäten in der PLO ausgesetzt. 

Wie könnte die europäische Poli-
tik die innerpalästinensische Ver-
söhnung unterstützen?

Europa denkt zur Zeit vor allem über 
seine eigenen Probleme nach, über die 
Wirtschaftskrise. Die Europäer wollen 
zwar eine Stabilisierung der Region, 
aber bedauerlicherweise kommt Isra-
el auch bei ihnen immer zuerst, nicht 
die Palästinenser. Wir sähen es gern, 
wenn die EU auf Augenhöhe mit den 
USA ihre Politik hier in der Region 
entwickelte, wenn sie sich mehr für 
Gerechtigkeit und einen umfassenden 

Frieden einsetzte. Europa sollte Israel 
mehr und dauerhaft unter Druck setzen, 
damit es den Golan, die Westbank und 
den Gazastreifen verläßt.

Selbst wenn die Besatzungstrup-
pen gehen, bleiben die Siedlungen 
und die Siedler.

Es muß ein Weg gefunden werden, da-
mit diese Leute wieder dahin zurück-
kehren, was sie Israel nennen. Für uns 
als PFLP gibt es keine Zwei-Staaten-
Lösung, Israel nimmt alles und gibt 
uns nichts. Da existiert die Enklave 
Gaza mit 1,5 Millionen Menschen und 
die Westbank, die von Siedlerstraßen 
in alle Richtungen durchkreuzt wird. 
Den Palästinensern lassen sie ein paar 
Quadratkilometer mal hier, mal dort. 
Das kann man doch noch nicht mal ein 
»Gebilde« nennen. Und jetzt sagen sie 
noch, Finger weg von Jerusalem, ver-
geßt das Rückkehrrecht – das sollen wir 
akzeptieren? Darum brauchen wir so 
dringend die palästinensische Einheit, 
um eine neue Linie für den Kampf um 
unsere Rechte zu finden. 

Fühlen Sie sich als Palästinenser 
von den arabischen Staaten allein-
gelassen?

Nein, nein, die Völker der arabischen 
Familie werden sich erheben. Nicht 

jetzt, aber in zehn, 20 Jahren. Erinnern 
Sie sich an das Osmanische Reich und 
die Kreuzzüge. Sie kamen und haben 
uns unter dem Vorwand einer Religi-
on kolonialisiert. Natürlich hatten sie 
politische Ziele, und sie sind wieder ab-
gezogen. Wir als PFLP sind Marxisten. 
Wenn man uns in eine Einbahnstraße 
schickt, an deren Ende ein Abgrund ist, 
werden wir einen neuen Weg finden, 
um unser Ziel zu erreichen. 

Ist ein solcher neuer Weg in Sicht?
Wir arbeiten an einer dritten Option für 
die Palästinenser, jenseits von Hamas 
und Fatah wollen wir die Linke sam-
meln. PFLP, die Demokratische Front 
(DFLP) und die Kommunistische Par-
tei, die heute Volkspartei heißt. Das ist 
für uns die dritte Option. 

Nicht nur unsere Häuser, auch un-
sere Hirne sollen zerstört werden, aber 
das wird ihnen nicht gelingen. Wir ver-
gessen nicht und wir werden weiter 
kämpfen. Für das Recht auf Rückkehr 
und, als PFLP, für einen säkularen und 
demokratischen Staat in Palästina. Und 
wer von den Juden mit uns leben möch-
te, ist dabei. Die Zukunft wird zeigen, 
daß es keinen anderen Weg gibt.

� Interview: Karin Leukefeld, Damaskus

»D i e  E i n h e i t  i s t  u n s e re  e i n z i ge  C han c e«
Jenseits von Hamas und Fatah: Volksfront zur Befreiung Palästinas will Linke zusammenführen. Ein Gespräch mit Abu Khalil

Abu Khalil (Pseudonym) ist Professor der 
Geschichte und stammt aus Al-Bazza, 
das heute wenige Kilometer südlich der 
libanesisch-israelischen Grenze liegt.  

Als Jugendlicher engagierte er sich in der 
Arabischen Nationalen Bewegung, und 
schloß sich später der Volksfront zur Be-
freiung von Palästina (PFLP) unter George 

Habash an

Wenn sie nicht als Tagelöhner arbeiten, vertreiben sich junge Männer den langen Tag auf der Ibrahim-Straße mit Tischfußball
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